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Öffentliche Gesundheit in Liechtenstein! 
Probleme und Verbesserungsvorschläge - von Landesphysikus Dr. David Büchel 
Vorbemerkung: In unserer Mittwoch­
ausgabe (23. Mai) veröffentl ichten wir 
Auszüge aus dem Jahresbericht d e s  
Landesphysikus, die sich im besonde­
ren mit der Frage d e s  schulärztlichen 
Dienstes in unserem Lande befassten. 
Lesen Sie  nachstehend die  (angekündig­
ten) weiteren Passagen aus  dem Bericht 
des Physikates,  worin s ich  Dr. med. Da­
vid Büchel mit a l lgemeinen Fragen und 
Problemen der Volksgesundhei t  in 
Liechtenstein auseinandersetzt.  

Die ausserordentlich rasche Zunah­
me der Beanspruchungen im Physi-
kat und im schulärztlichen Dienst 
haben eine zweckdienliche Organi­
sation des Physikates in neben­
amtlicher Tätigkeit notwendig ge­
macht. Durch Kursbesuche und 
zahlreiche Gespräche mit Bezie­
hungspersonen musste allmählich 
die erwünschte fachliche und orga­
nisatorische Voraussetzung erar­
beitet werden. 

Wachsende Beanspruchung 
des Physikates 
Aus Gründen eines Belastungsaus­
gleiches sind die Aufsicht über das 
Amt für Lebensmittel- und Gesund­
heitskontrolle sowie die Durchfüh­
rung des Giftgesetzes dem Veteri­
näramt übertragen worden. Dem 
Physikat verbleiben vorerst u. a. 
die Aufsicht über die Medizinalper­
sonen, die Apotheken incl. Betäu­
bungsmittelkontrolle, die Tuberku­
losenfürsorge- und Impfkontroll-
stelle, die Hebammen und medizini­
schen Hilfsberufe, 

Die grosse Zahl der amts- und 
vertrauensärztlichen Untersuchun­
gen, die Zusammenarbeit mit dem 
Fürsorgeamt, dem Schulamt, dem 
schulpsychologischen Dienst, der 
Polizei usw. bedingt eine zeitrau­
bende Ordinationstätigkeit. Im 
Jahre 1972 war  eine ausschliessli­
che Tätigkeit dieser Aufgaben wäh­
rend drei bis vier Nachmittagen pro 
Woche, notwendig. 

Mindestens gleich rapid wie die 
administrative Beanspruchung aller 
öffentlichen Verwaltungszweige 
wächst auch im Physikat der dafür 
erforderliche Zeitaufwand. Es ist 
nicht anzunehmen, dass sich diese 
Tendenz in den nächsten Jahren 
beim Physikat weniger zeigen wird, 
als bei den übrigen Amtsstellen. 
Erweiterung des 
schulärztlichen Dienstes 
Ausserdem wird der schulärztliche 
Dienst durch die Forderungen der 
neuen Verordnung zum Schulgesetz 
betreffend die schulärztliche Tätig­
keit mit Sicherheit eine derartige 
Erweiterung des schulärztlichen 
Pflichtenheftes mit sich bringen, 
dass dieses auch von  einem haupt­
amtlichen Physikus nicht befriedi­
gend erfüllt werden könnte. 

Die Ueberlegungen über eine Ab­
trennung des schulärztlichen Dien­
stes vom Physikat ist auch aus die­
sen Gründen dringlich. 

Gesetz und  Ausführungsbestim­
mungen über Epidemien, Melde­

pflicht, notwendige Schutzmassnah­
men bei den einzelnen Infektions­
krankheiten im Sinne einer ver­
bindlichen Einheitlichkeit sind 
dringend neu zu schaffen. Es emp­
fiehlt sich dafür eine Konzeption 
nach dem Muster der modernen 
schweizerischen Gesetzgebung auf 
diesem Gebiet. 
Intensivierung der 
Präventivmedizin 
Eine echte Gesundheitspolitik ver­

langt stets dringlicher eine Inten­
sivierung der Präventivmedizin. 

Liechtenstein besitzt auf diesem 
Gebiete durch die verschiedenen 
Schutzimpfungen, durch ständig auf 
breiterer Basis durchgeführte Kon­
trolluntersuchung der Arbeitneh­
mer, durch die Bluttests bei allen 
Neugeborenen und vererbte Stoff­
wechselkrankheiten und nicht 
zuletzt auch durch die bisherigen 
Massnahmen im schulärztlichen 

Dienst bereits eine beachtliche Vor­
sorgemedizin. 

Impfmodus entspricht nicht mehr 
Der gegenwärtig übliche Impfplan 
und Impfmodus entspricht nicht 
mehr auf dem Stand neuester 
medizinischer Kenntnisse und nicht 
mehr den lokalen Gegebenheiten. 
Der Sanitätskommission wurde ein 

Fortsetzung auf S/2 

Braucht unser Land 
eine Demokratiereform? 
Öffentlicher Diskussionsabend des Jugendreferates in Eschen 
Am kommenden Montag, den 28. 
Mai findet um 20.15 Uhr im Hotel 
Brühlhof in Eschen, ein öffentlicher 
Informations- und Diskussionsabend 
statt. Veranstalter ist das Liechten­
steinische Jugendreferat. Der 
Abend steht unter dem Thema «Be­
nötigt Liechtenstein eine Demokra­
tiereform?» In Kurzreferaten versu­
chen die Herren Dr. Walter Kieber 
als Regierungsmitglied, Anton Ger­
ner als Landtagsabgeordneter und 
Hilmar Ospelt als Bürgermeister, 
Probleme der demokratischen 
Ordnung in ihrem Arbeitsbereich 
aufzuzeigen. In der anschliessenden 
Diskussion wird es darum gehen, 
eine oder mehrere Antworten auf 
die bewusst provokativ gestellte 
Frage nach der Notwendigkeit 

einer Demokratiereform in unserem 
Land zu finden. 
• Das Jugendreferat setzt mit die­
ser Veranstaltung seine vor kurzem 
in einer Broschüre umrissene Tätig­
keit fort. Der Abend soll zur staats­
bürgerlichen Bildung unserer Ju­
gend beitragen, insbesondere aber 
will das Jug'endreferat seiner 
Grundaufgabe nachkommen, die im 
ersten Artikel seiner Statuten fest­
gehalten ist, nämlich «unter Bewah­
rung der Monarchie eine staatliche 
und gesellschaftliche Ordnung nach 
demokratischen Grundsätzen» an­
zustreben. 

Die Ordnung menschlichen Zu­
sammenlebens, sowie die gesell­
schaftlichen und staatlichen Ein­
richtungen müssen der sich ständig 
wandelnden Umwelt angepasst 

werden. Diese Feststellung steht 
einem klaren Bekenntnis zur 
Grundordnung unseres Staates kei­
neswegs entgegen. Neben gewissen 
für alle Zukunft zu bewahrenden 
Grundsätzen gibt es aber in jeder 
staatlichen Gemeinschaft Gesetze 
und Normen, die nicht für mehrere 
Generationen Gültigkeit beanspru­
chen können. Hier sind Einsicht 
und  Mut zu Veränderungen immer 
wieder am Platze. Der Bürger soll 
die bestehende Ordnung immer 
wieder überdenken und auf ihre 
Zeitgemässheit hin überprüfen. Die 
kommende Veranstaltung des Ju­
gendreferates versteht sich als Teil 
dieses Bemühens. Die Einladung zur 
Teilnahme richtet sich gerade des­
halb an  alle politisch interessierten 
Bevölkerungskreise. ljr 

Überfremdung: Was nun? 
Drittelsbeschränkung ist überschritten - Problemlösung 
muss von Innen heraus erfolgen 
Die neuesten, verfügbaren Erhe­
bungen über die ausländische 
Wohnbevölkerung in Liechtenstein 
beziehen sich auf den 31. Dezember 
vergangenen Jahres. Auszüge aus 
der  offiziellen Ausländerstatistik 
veröffentlichten wir in unserer 
Dienstagausgabe (22. Mai). Obwohl 
Ende Dezember ein grosser Teil der 
jährlich ins Land strömenden 
Saison-Arbeitskräfte (des Hotel-
und Baugewerbes) zu Hause ist und 
demzufolge die Statistik nicht bela­
stet, wird der Anteil an Ausländern 
im Verhältnis zur einheimischen 
Wohnbevölkerung mit 33.7 Prozent 
angegeben. 
• Das bekannte Drittel, das sich 
unsere Regierung hinsichtlich dem 
Zuzug weiterer Ausländer zwin­
gend selbst auferlegte, war also 
bereits im Dezember 1972 erschöpft. 
Inzwischen dürfte es überschritten 
sein. — Die von allem Anfang an 
geäusserten Befürchtungen, dass 
die neuen Zuzugsbestimmungen für 
Ausländer (eben mit der Fest­
setzung des Drittelsanteils als obere 
Toleranzgrenze) nicht einzuhalten 
sind, haben sich damit (leider) be­
stätigt. 

Die seinerzeitige, optimistisch an­
gekündigte, neue Verordnung wird 
inzwischen längst nicht mehr  ge­
priesen. Sie hat  sich zur Regulie­

rung des Verhältnisses einheimi­
sche/ausländische Wohnbevölke­
rung als ebenso untauglich erwie­
sen, wie das meiste, was vorher 
schon unternommen wurde. Bleibt 
die Frage, was nun geschehen soll? 

Die Frage stellt sich natürlich nur  
dann, wenn man weiterhin davon 
ausgehen will, dass die ausländi­
sche Wohnbevölkerung in  unserem 
Lande aus kulturpolitischen Grün­
den einen gewissen Anteil an  der 
Gesamtbevölkerung nicht über­
schreiten soll. Setzt man dies als 
geforderte Maxime voraus, so er­
scheint das Verhältnis ein Drittel 
Ausländer zu zwei Dritteln Liech­
tensteinern im Hinblick auf die 
Kleinheit unseres Landes als obere 
Toleranzgrenze gerechtfertigt. Die 
Gesamteinwohnerzahl Liechten­
steins wird per 31. Dezember mit 
22 300 offiziell angegeben, 7524 
davon (602 Personen mehr als im 
Vorjahr) sind Ausländer. 

Interessengegensätze 
Wenn es um das Einschränken der  
Zuzugsmöglichkeiten geht, stehen 
sich die Interessen .mitunter diame­
tral gegenüber: hier sind die Regie­
rung, das Land (und auch die ein­
heimische Arbeitnehmerschaft), die 
aus Gründen der Kultur- u n d  Bevöl­
kerungspolitik, de r  Infrastruktur 

und  der Sicherung der Arbeitsplät­
ze für Einschränkungen eintreten, 
dort  ist es die Wirtschaft, die gut 
belegen kann, dass sie ohne auslän­
dische Arbeitskräfte nicht aus­
kommt u n d  — aus anderer Sicht — 
ohne Ausländer auch die Arbeits­
plätze für die Inländer nicht sichern 
kann. 

Die Statistik bestätigt einen 
Trend, den  man ebenfalls voraus­
sehen konnte: die Schweizer (auf 
welche die eingeschränkten Zu­
zugsbestimmungen nicht anwend­
bar sind) nehmen zu Gunsten der 
übrigen Ausländer zu. So ist die 
Zahl der schweizerischen Staatsan­
gehörigen innerhalb eines Jahres 
bei den «Jahresaufenthaltern mit 
Einzelbewilligung» von 498 auf 529 
Personen, bei «Jahresaufenthaltern 
mit Familienbewilligung» von 676 
auf 813, bei den Niederlassungsbe­
willigungen von 679 auf 726 (für 
Einzelpersonen) und v o n  1172 auf 
1275 (für Familienbewilligungen) 
angewachsen. Insgesamt beträgt 
der Anteil der  Schweizer innerhalb 
der ausländischen Wohnbevölke­
rung inzwischen fast 40 Prozent 
(38.8). In der gleichen Zeit ist die 
Zahl der  übrigen Ausländer um 
mehr als zwei Prozent zurückge­
gangen. 
In den letzten Monaten häuft sich 

auch der Zuzug von Schweizern, 
die (allein oder mit ihren Familien) 
nach Liechtenstein kommen, um 
hier zu wohnen, während sie aber 
ihre Arbeitsplätze in der Schweiz 
beibehalten. Den Ausschlag für 
diese verhältnismässig neue Kate­
gorie von «Ausländern» geben 
wohl die mitunter komfortablen 
Wohnmöglichkeiten diesseits des 
Rheins, vielleicht auch gewisse 
Steuervorteile. Jedenfalls taucht 
hier ein weiterer Aspekt unserer 
Ausländerpolitik auf, mit dem man 
noch vor  wenigen Jahren kaum ge­
rechnet hatte. 

420 «ausländische» 
Liechtensteinerinnen 
Eine interessante Zahl beinhaltet 
auch die Detailstatistik über die mit 
Ausländern verheirateten Liechten­
steinerinnen, die natürlich als Aus­
länderinnen geführt werden. So leb­
ten am 31. Dezember 1972 170 
Schweizerinnen, 128 Oesterreiche­
rinnen, 59 Deutsche, 47 Italienerin­
nen, je  eine Griechin und 
Spanierin, zwei Jugoslawinnen und 
15 Ausländerinnen anderer Staats­
angehörigkeiten im Lande, die in 
Wahrheit  Liechtensteinerinnen von 
Geburt und Ausländerinnen nur 
durch Heirat geworden sind. Insge­
samt sind es 420 Frauen 
(1971 = 408), die das Bild der 
«Ueberfremdung» in unserem Lande 
peinlich verzerren. 

Problem kann nur von Innen 
heraus gelöst werden 
Die Frage, was nun, ist berechtigt. 
Es zeigt sich immer deutlicher, dass 
wir mit theoretischen Vorschriften 
vom grünen Tisch aus nicht sehr 
weit kommen. Die heute geltende 
Zuzugsverordnung wird auf Dauer 
nicht mehr wer t  sein, als ein Stück 
Papier. 

Einmal mehr zeigt sich, dass das 
Problem der liechtensteinischen 
«Ueberfremdung» nur  von  Innen 
heraus wirksam bekämpft werden 
kann. Man wird sich der seinerzeit 
hochgespielten Schlagworte von 
der Erleichterung der Einbürgerung 
alteingesessener Ausländer und des 
Postulates «Liechtensteinerin blei­
ben» ernsthafter annehmen müssen, 
als bisher, wenn man verhindern 
will, dass einem die Kontrolle über­
haupt entgleitet. 

Was nützen Deklamationen? 
Was nützen grosse Deklamationen 
in Parteiveranstaltungen und Zei­
tungen, was nützen Vorstösse und 
Postulate im Landtag, wenn sie nur 
der politischen Effekthascherei die­
nen sollen und dann — wenn es 
ernst gilt — wieder in einer Schub­
lade verschwinden. 

So muss man wohl auch die Hoff­
nung begraben, dass aus der im 
vergangenen Jahr  gebildeten Land­
tagskommission, die das Problem 
Einbürgerung studieren und Lö­
sungsvorschläge unterbreiten soll, 
nicht mehr als ein Debattierklub 
wurde. 


